
die Schlüsselpositionen. Die Gesellschafter der 
.Deutsche Nachrichten-Verlags-GmbH" kom-
men fast alle aus der früheren DRP-Bundeslei-
tung. Es sind keine Anzeichen vorhanden, 
daß es den gemäßigteren Kräften innerhalb 
der NPD in absehbarer Zeit gelingen könnte, 
die gesicherten Positionen der Extremisten ab-
zubauen.

5. Schwächen

Rechtsextreme Gruppen auf deutschem Boden 
zeichnen sich seit jeher durch organisatori-
schen Eifer, Neigung zu gefühlsbetonter Agi-
tation, Sinn für gewisse massenpsychologisch 
wirksame Effekte sowie durch das Bestreben 
aus, ihre Gefolgschaft in einem „Zustand per-
manenter Aktion" zu halten. Diese Führungs-
mittel waren ein Kennzeichen der NSDAP. In 
neuerer Zeit haben sie der „Deutschen Reichs-
partei" geholfen, ihren Anhang verhältnismä-
ßig lange über den wirklichen Zustand der 
Partei hinwegzutäuschen. Die NPD bedient sich 
heute ebenfalls dieser Methoden. Die organi-
satorischen Anstrengungen der Partei sind be-
sonders bemerkenswert. Dagegen zeigt sie so-
wohl im Inneren als auch in ihrer Wirkung 
nach außen erhebliche Schwächen.

Richtungskämpfe
Die Rivalität zwischen den politisch-extremen 
und gemäßigt-nationalen oder solchen Grup-
pen, die in erster Linie ihre wirtschaftlichen 
Interessen verfolgen, hat mit dem Anwach-
sen der Partei ständig zugenommen und nach 
eigenen Feststellungen der Partei „stellen-
weise zur Gruppenbildung geführt". Die Auto-
rität der Parteileitung reicht nicht aus, diese 
Gegensätze auszugleichen.

Personelle Machtansprüche in den 
Parteigremien

Die persönlichen Spannungen zwischen dem 
Parteivorsitzenden Thielen und seinem Stell-
vertreter v. Thadden beeinträchtigten schon 
während des Jahres 1966 die Autorität und 
Leistung der Parteispitze. Auch in den ande-
ren Parteigremien nahmen persönliche Macht-
ansprüche, Schlichtungsbemühungen, Schieds-
und Ausschlußverfahren einen großen Raum 
ein. Die Ausstrahlung solcher Vorgänge auf 
die Gesamtpartei hat zu zahlreichen Austrit-
ten geführt.

Geringe Qualifikation der Führer

Der NPD fehlen besonders auf den unteren 
Ebenen geeignete und fähige Kräfte. Ihre Ver-
sammlungsredner sind Diskussionen in Sach-
fragen in aller Regel nicht gewachsen. Die Par-
tei fürchtet aus diesem Grunde Schwierigkei-
ten bei der Parlamentsarbeit.

Beschränkte finanzielle und publizistische 
Mittel

Die Finanzen und die publizistischen Möglich-
keiten der Partei sind begrenzt, über das 
eigene Parteiorgan „Deutsche Nachrichten" 
und ihr Schwesterblatt „Deutsche Wochen-
zeitung" hinaus hat die NPD publizistische 
Unterstützung nur von wenigen regionalen 
und Heimatblättern erhalten. Versuche, die 
große demokratische Presse zu gewinnen, hält 
sie für aussichtslos. Ebensowenig hat sie in 
Kreisen der kapitalkräftigen Industrie Geld-
quellen erschließen können, hat aber bisher 
alles Nötige aus eigener Kraft aufgebracht.

6. Partei ohne Programm

Die NPD betrachtet sich als „Kampfbund" und 
„Gesinnungsgemeinschaft, die heute noch Zu-
fluchtsstätte, morgen aber Ausgangsstellung 
für ein Deutschland ist, das sich wieder ein-
mal erneuert" (DN-Sonderdruck Hannover 
S. 2). Sie will den „anständigen Deutschen" 
eine politische Heimat bieten. In einer Zeit 
„der Mißachtung aller nationalen Werte, des 
politischen und wirtschaftlichen Staatsbank-
rotts und der mit Aufklärungsartikeln über 
die NS-Zeit angefüllten Presse“ sei sie zur 
„letzten Hoffnung aller wahren deutschen Pa-
trioten" geworden (DN-Sonderdruck 1/65 
S. 2). Diese Selbsteinschätzung offenbart Opti-
mismus, zugleich aber auch Intoleranz, Über-
heblichkeit und primitives Freund-Feind-
Denken. Ähnliche Tendenzen zeigt die Agi-
tation der Partei auf fast allen Gebieten. Sie 
neigt zu intellektfeindlichen, vorwiegend emo-
tionalen Denkschablonen sowie dazu, sich 
politischen Auseinandersetzungen durch 
Flucht in Dogmen und irrationale Glaubens-
sätze zu entziehen.

Die Partei versuchte, politische Leidenschaf-
ten zu entfesseln. Mehr als in den Jahren zu-
vor hat sie Unzufriedenheit, Krisenangst und 
Staatsverdrossenheit agitatorisch ausgenutzt. 
Dies npiegeln Musterreden wider, die sie 
bei ihrer Rednerschulung verbreitet hat. Die





Sprecher der NPD versetzen ihre Zuhörer 
durch nationalistische Schlagworte und über-
steigerte Kritik an der gesamten Nachkriegs-
entwicklung in Proteststimmung. Ähnliche Ziele 
verfolgte die Parteipresse (s. Bildtafel). Der 
kritisch eingestellten jungen Generation wur-
den nationalistische Klischees auf Umwegen 
nahegebracht. Die NPD appellierte an Werte 
wie Treue, Vaterlandsliebe, Sauberkeit, Ord-
nung und Einsatzbereitschaft. Sie wies auf das 
angeblich endgültige Scheitern der europäi-
schen Einigung hin und empfahl der Jugend, 
sich ihr „Lebensrecht auf eine durch die NS-
Zeit unbelastete Zukunft" von niemand steh-
len zu lassen.
Zugleich unternahm die Partei starke An-
strengungen, um aus der „braunen Ecke der 
Isolierung" herauszukommen. Ihr Ziel war, 
der öffentlichen Kritik möglichst geringe An-
griffsflächen zu bieten. In den Rahmen dieser 
Rehabilitierungsversuche gehören die wieder-
holten Bekenntnisse der Parteiprominenz zur 
Verfassung und Demokratie. Die NPD wies 
ihre Verbände an, „Themen der NS-Vergan-
genheit" nicht in den Mittelpunkt der Ver-
sammlungen zu stellen. Der Propagandarefe-
rent der NPD Otto Hess (Alt-Pg. und ehema-
liger Gauredner der NSDAP) warnte die Funk-
tionäre eindringlich vor jedem falschen Zun-
genschlag. Er erklärte am 15. Mai 1966 in 
Friedberg wörtlich: „Hütet Euch vor dem Ton, 
den Ihr einst gelernt habt; das Publikum merkt 
es eher als Ihr."

Nicht annähernd so intensiv bemühte sich die 
Partei, eigene Vorstellungen zu wesentli-
chen Fragen der Tagespolitik zu entwickeln. 
Das „Manifest der NPD" und die Erläuterun-
gen dazu enthalten nur Ansatzpunkte einer 
eigenen politischen Konzeption. Sie wurden 
vorwiegend für Zwecke der Wahlagitation 
herausgegeben. Auch gelegentliche Grundsatz-
reden und Veröffentlichungen in den „Deut-
schen Nachrichten" konnten das Fehlen eigen-
ständiger politischer Grundgedanken nicht 
ausgleichen. Soweit sie konkrete und realisie-
bare Forderungen enthalten, sind es meist 
Forderungen, die andere politische Parteien 
bereits vorher erhoben hatten.
Die NPD hat noch kein Parteiprogramm. Erst 
nach den Landtagswahlen in Hessen und 
Bayern hat sie sich entschlossen, ihre politi-
schen Vorstellungen mit mehr Nachdruck als 
zuvor „auf einen einheitlichen Nenner zu 
bringen".

7. Ideologie

In breiten Bevölkerungsschichten gilt die NPD 
wegen ihres ressentimentgeladenen Nationa-
lismus und ihres Agitations- und Versamm-
lungsstils, der vielfach bestürzende Erinne-
rungen an die nationalsozialistische Agitation 
gegen die Republik von Weimar wecken muß, 
als neonazistisch. Das um so mehr, als ehema-
lige Mitglieder und Funktionäre die Führungs-
gruppe der NPD öffentlich bezichtigt haben, 
sie sei von Männern beherrscht, die einen „ra-
dikalen Gefühlsnationalismus" verkörperten 
und „nichts vergessen und nichts hinzugelernt 
hätten".
Im Jahre 1966 waren vermehrt Anhaltspunkte 
dafür festzustellen, daß zwischen der weltan-
schaulichen Basis der NPD und der NS-Ideo-
logie Parallelen bestehen. Hinweise dieser 
Art bot das bereits zitierte Grundsatzreferat 
des Ideologen der NPD, Dr. Anrich („Alt-Pg" 
und ehemaliger Reichsschulungsleiter des NS-
Studentenbundes), auf dem Parteitag vom 
17.—19. Juni 1966 in Karlsruhe, das teilweise 
wörtliche Übereinstimmungen mit seiner Rede 
anläßlich einer Reichsgründungsfeier im 
Jahre 1934 enthielt. Die „Deutschen Nach-
richten" feierten diese Rede, die inzwischen 
von der NPD als Broschüre verbreitet wird, 
als „geistige Basis der jungen Partei, auf der 
die nationaldemokratische Politik beruht" 
(Deutsche Nachrichten 25/66, S. 1). Das Referat 
ist also zur offiziellen Aussage der NPD ge-
worden. Es propagiert rassenbiologischen Kol-
lektivismus und läßt sich wie die vergleichba-
ren Kernstücke der NS-Ideologie von staats-
autoritären Vorstellungen leiten. Die NPD 
bekennt sich mit Dr. Anrich unter anderem zu 
den folgenden Werten:

Volk:

Volkstum:

Staat:

Souveränität:

= „Biologischer Organismus 
besonderer Artung und 
Keimkraft, der den Staat 
bemannt"

= „Artkraft des als biolo-
gischer Organismus ver-
standenen Volks“

= „die zum Handeln heraus-
getretene Ganzheitskraft 
von Volk und Volkstum"

= „Befehlsgewalt des Staa-
tes über die einzelnen 
Menschen und die Volks-
gesamtheit".



Auch der Begriff des Rechts wird aus einer 
angeblichen „Bezogenheit auf das Volkstum 
und seine Gemeinschaft" abgeleitet. Dabei 
wird eine „Neuformulierung des Rechts des 
Ganzen über den einzelnen" gefordert.
Diese Begriffe erscheinen in Reden und Ver-
öffentlichungen der NPD immer wieder. An-
zeichen einer staatsautoritären Grundhaltung 
lassen sich häufig feststellen. So begrüßt das 
offizielle Parteiorgan, daß sich der argentini-
sche General Ongania nach dem Umsturz im 
Juni 1966 nicht „hinter dem parlamentarischen 
Feigenblatt zu verstecken" trachte und sich 
auch die gesetzgeberische Gewalt habe über-
tragen lassen (DN 30/66 S. 7). Anrich hält 
„unter gewissen Voraussetzungen eine Dik-
tatur für eine gute Verfassungsgebung" (DN 
25/66 S. 10). Bezeichnend ist auch seine For-
derung nach einer plebiszitären „Volksdemo-
kratie", in der das Parlament durch Volks-
entscheide in grundsätzlichen Fragen und im 
übrigen bei der Rechtsetzung durch eine offen-
bar nicht demokratisch gewählte, an stände-
staatliche Vorstellungen gemahnende Fach-
vertretungskörperschaft beschränkt und seiner 
wesentlichen Funktionen entkleidet werden 
soll. Die Stellung der vom Parlament abhängi-
gen Regierung soll durch Abschaffung des kon-
struktiven Mißtrauensvotums geschwächt und 
dafür dem vom Volk zu wählenden Bundes-
präsidenten für den Krisenfall weitgehende 
Entscheidungsbefugnisse eingeräumt werden. 
Auch die rassenbiologischen Vorstellungen 
treten öfters in der Publizistik der Partei her-
vor. Sie sympathisiert mit der Rassentrennung 
und befürwortet die südafrikanische und rho-
desische Apartheidspolitik (DN 28/66 S. 3 und 
35/66 S. 3).

Das deutsche Volkstum betrachtet sie als ge-
fährdet, weil „so viele — meist jüngere — 
Männer fremder Nationalität in Deutschland 
leben" (DN 33/66 S. 6). In krasser Weise ent-
hält das folgende Zitat die Vorstellung von 
der Einheit von Rasse und Volk:

„Heine ist Jude, und da die Lyrik noch mehr 
als jede andere dichterische Gattung Ausdruck 
des Nationalcharakters und der Volksseele 
ist, so kann Heine unmöglich der größte deut-
sche Lyriker nach oder mit Goethe sein" 
(DN 7/65 S. 5).

Bezeichnend ist auch die Selbstverständlich-
keit, mit der die NPD den Nationalsozialis-
mus, Von dem sie sich öffentlich distanziert, 
intern in die Tradition des „Nationalen La-

gers" einbezieht, wenn etwa Bundesvorstands-
mitglied und Propagandareferent Otto Hess 
den Kreiswahlleitern in Rheinland-Pfalz rät, 
in Lebensläufen hinsichtlich der Mitgliedschaft 
in der ehemaligen NSDAP einfach anzugeben: 
„immer im nationalen Lager gestanden" (NPD. 
Landesversammlung in Kirn vom 8. 1. 1967), 

In dem vom DN-Verlag herausgegebenen par-
teiamtlichen „Politischen Lexikon", für das die 
NPD laut Rundschreiben vom 20. Dezember 
1966 die Verantwortung übernimmt, finden 
sich Formulierungen, die erkennen lassen, wie 
wenig die NPD gewillt ist, Lehren aus der 
jüngsten deutschen Vergangenheit zu ziehen.

So wird zu dem Stichwort „Nationalsozialis-
mus" unter anderem ausgeführt:

„Der deutsche N. S. — 1920 bis 1945 — stellte 
den Versuch dar, die vier Grundelemente 
menschlichen Lebens, nämlich das biologische 
Element der Arterhaltung, das ökonomische 
der Artversorgung, das politische zur Rege-
lung des Zusammenlebens und das religiöse 
zur letzten Sinndeutung des Lebens, miteinan-
der in Einklang zu bringen.

Aus der Überzeugung, daß jedes Volk seinen 
eigenen Weg der Selbstvollendung zu gehen 
und seine eigene Form des Sozialismus zu 
finden hat, wurde der marxistische Klassen-
kampf tatsächlich überwunden und — vorüber-
gehend — durch einen Wohlstand und Berufs-
stolz schaffenden Arbeitsfrieden abgelöst.

Andererseits führte — vor allem nach Hitlers 
Regierungsübernahme am 30. Januar 1933 — 
vielfache menschliche Unzulänglichkeit in der 
Parteiführung und ein Mangel an Maß zu 
verhängnisvollen Überspitzungen sowohl in 
der Vorstellung als auch bei der Verwirkli-
chung vom Führerstaat, vom Führungsan-
spruch der .deutschen Rasse’ und vom Vor-
recht der Gemeinschaft gegenüber dem be-
rechtigten und notwendigen Freiheitsbedürf-
nis des einzelnen."

Unter dem Stichwort „Endlösung der Juden-
frage" finden sich unter anderem folgende 
Erklärungen:
„Die Formulierung wird in einer Weisung 
Görings an Heydrich vom 31. Juli 1941 ge-
braucht, die beim Nürnberger Prozeß als Do-
kument 710/PS vorgelegt wurde, um daraus 
die planmäßige Vorbereitung einer Ausrot-
tun des europäischen Judentums durch die 
deutsche Reichsführung zu konstruieren.





Daß sich im Verlauf der Geschichte bei allen 
Völkern wiederholt eine .Judenfrage' ergab 
und auch zu Versuchen einer .Lösung' führte, 
liegt an der religiösen und soziologischen 
Sonderstellung, an dem betonten Anderssein 
der Juden vor und nach ihre Emanzipation. 
Dieses Anderssein ist durch die außereuropäi-
sche Wesensart wie auch durch den religiösen 
Auserwähltheitsanspruch der Juden bedingt.

Eine weitere Verschärfung brachte die unbe-
gründete Kriegstreiberei der Vereinigten Staa-
ten, die man weitgehend auf den Einfluß jüdi-
scher Berater Roosevelts zurückführte.

Ein Befehl zur planmäßigen Ausrottung der 
jüdischen Bevölkerung ist bisher anhand von 
Dokumenten nicht nachgewiesen.

Ist also die behauptete Bedeutung des Aus-
druckes .Endlösung' nicht beweisbar, so kann 
andererseits nicht widerlegt werden, daß im 
2. Weltkrieg und im Rahmen kriegsbedingter 
Aktionen Juden zu Hunderttausenden (verhält-
nismäßig glaubwürdige Angaben schwanken 
zwischen 350 000 und einer Million) von deut-
schen oder in deutschen Diensten stehenden 
Spezialeinheiten ohne Wissen der deutschen 
Öffentlichkeit getötet worden sind. Diese Un-
taten sind von der allgemeinen Barbarisierung 
der Kriegsmethoden seit 1939 nicht zu tren-
nen."

Die Hervorhebungen in den Zitaten sind im 
Original nicht enthalten und zur Verdeutli-
chung vorgenommen.

8. Politische Forderungen

Die NPD möchte wesentliche Normen des 
Grundgesetzes ändern. Sie stellt dem gegen-
wärtigen „System" die „Volksdemokratie" ge-
genüber. Die Partei verlangt die Einführung 
des Volksentscheides in allen wichtigen Fra-
gen, Aufhebung des konstruktiven Mißtrau-
ensvotums, Wahl des Bundespräsidenten durch 
das Volk und eine an den Artikel 48 der Wei-
marer Verfassung erinnernde Ermächtigung 
des Bundespräsidenten, in Krisenzeiten „der 
Ganzheit Handlungsfähigkeit zu geben“ 
(vgl. Anmerkung I zum Manifest der NPD; 
DN 25/66 S. 12). Forderungen dieser Art lau-
fen auf eine erhebliche Schwächung der parla-

mentarischen Demokratie hinaus. Die NPD 
möchte gerade diejenigen Sicherungen besei-
tigt wissen, die das Grundgesetz gegenüber 
der Verfassung von Weimar auszeichnen. Die 
staatspolitischen Ansprüche der Partei erwek-
ken im Hinblick auf die weltanschaulich-ideo-
logische Ausrichtung der NPD Mißtrauen.

Das Schwergewicht ihrer Agitation liegt in 
abwertenden Schlagworten, die das Bewußt-
sein der Bevölkerung für den Wert der demo-
kratischen Verfassung beeinträchtigen sollen. 
Die NPD bezeichnet die verfassungsmäßige 
Ordnung im Bundesgebiet als „entartete Par-
teiendemokratie", in der die „Monopol-, Li-
zenz- und Spalterparteien, kohlrabenschwarze 
Meinungsfabrikanten, superdemokratische 
Gralshüter, Erfüllungspolitiker und Umerzie-
her" angeblich ihr Unwesen treiben (Rund-
schreiben des Kreisverbandes Karlsruhe vom 
22. 3. 1966). „Unter den Händen einer bestimm-
ten Spezies von .Demokraten' entwickelt sich 
die Demokratie in der Bundesrepublik Deutsch-
land nur schwer" (DN 3/66 S. 4). „Leute, die 
keine andere Nation in entsprechenden Stel-
lungen dulden würde", säßen in hohen Posi-
tionen (DN 2/66 S. 7). Sie hätten sich ihrer 
Ämter durch Korruption bemächtigt (DN-Son-
derdruck Hannover, S. 1). Das Einhämmem 
dieser abwertenden Schlagworte erinnert an 
Agitationsmethoden, wie sie in den dreißiger 
Jahren gegen die Weimarer Republik verwen-
det wurden.

Folgende Themen dienen der Partei zur Zeit 
bevorzugt als Anknüpfungspunkt:

Kriegsschuld, NS-Verbrecherprozesse — 
„Schlußstrich unter die Vergangenheit“

In jedem Eingeständnis einer deutschen Schuld 
am Zweiten Weltkrieg und in den Wiedergut-
machungsleistungen sieht die Partei eine 
„Selbstverstümmlung im eigenen Hause, poli-
tisches Flagellantentum und nationalen Maso-
chismus als Ergebnis einer Umerziehung“ 
(DN-Sonderdruck 1/65 S. 3, DN 8/66 S. 4). 
Eine Regierung, die „mit Wollust“ die Schuld 
des eigenen Volkes am Kriege bezeuge, sei 
Anwalt der Gegenseite (NPD-Referat am 4. 2. 
1966 in Veitsbronn). Die Verfolgung von NS-
Verbrechern ginge zu Lasten des Rechtsstaates 
und auf Kosten der deutschen Nation (DN-
Sonderdruck III/65, S. 2).



Überfremdung der deutschen Wirtschaft, Ent-
wicklungshilfe, Appelle zum „Maßhalten“ und 
gegen die „Verschwendung öffentlicher Mit-
tel“
Die NPD behauptet, die Ansiedlung ausländi-
scher Unternehmen im Bundesgebiet, der Auf-
kauf deutscher Firmen durch ausländische In-
teressengruppen sowie die Kapitalbeteiligung 
dieser Kreise an inländischen Unternehmen 
kämen „einem Ausverkauf der deutschen 
Wirtschaft" gleich. Subventionen seien „der 
Preis für den Sand, den Bonn in die Augen 
der Deutschen streue, damit diese nicht sehen, 
wie die Lebensfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft den Interessen der amerikanischen Welt-
wirtschaft geopfert werden soll" (DN 11/66, 
S. 8). Die „auf fremdes Geheiß an ferne Län-
der gezahlten Milliarden dienten weder deut-
schen noch europäischen Interessen" (DN-Son-
derdruck Hannover, S. 1).

Nationalstolz, vaterländische Erziehung der 
Jugend, Volkstumpflege
Die NPD behauptet von sich, die einzige politi-
sche Kraft im Bundesgebiet zu sein, die sich 
der Pflege dieser nationalen Belange ver-
schrieben habe. Sie beklagt die schwindende 
Bereitschaft der Bevölkerung, sich von natio-
nalistischen Parolen beeindrucken zu lassen, 
als „erfolgreich verlaufene Charakterwäsche", 
die tagtäglich „durch nationale Selbstentäuße-
rung" unter Beweis gestellt würde (DN 10/66 
S. 4).
In ihrer Deutschland-Politik fordert die NPD 
ein Reich „in den Grenzen von 1937 unter 
Einschluß des Sudetenlandes, Westpreußens 
und Danzigs" (DN-Sonderdruck 1/66, S. 4). Sie 
erblickt im Verzicht auf ehemalige deutsche 
Siedlungsgebiete „einen theoretischen oder 
versuchten Landesverrat" (DN-Sonderdruck 
1/66, S. 5). Politiker, die sich für eine sachliche 
Diskussion über die deutschen Ostgrenzen ein-
setzen, sind im Sprachgebrauch der NPD „Ver-
zichtsapostel, Wortbrecher und politische Pa-
tenkinder des polnischen Ministerpräsidenten" 
(DN 21/66, S, 3). Im übrigen befaßt sich die 
Agitation der Partei besonders mit Fragen 
der Agrar-, Mittelstands-, Wohnungs-, Steuer-
und Wirtschaftspolitik. Statt realisierbarer 
Möglichkeiten bietet sie Gemeinplätze, Unge-
reimtheiten, Widersprüche und Wunschbilder 
an, die hauptsächlich wahlagitatorischen Zie-
len dienen.

9. Wahlkampf

Bei den Kommunalwahlen, die Anfang März 
1966 in Schleswig-Holstein und Bayern statt-
fanden, hat die NPD nur bescheidene Ergeb-
nisse erzielt. Dagegen brachte ihr die Ham-
burger Bürgerschaftswahl am 27. März 1966 
schon einen Stimmanteil von 3,9 Prozent und 
damit eine Verdoppelung der Wähler im Ver-
gleich zur Bundestagswahl 1965. Bei Nach-
wahlen, die am 16. Oktober 1966 in der nieder-
sächsischen Stadt Hameln stattfanden, errang 
sie 8,4 Prozent, wenige Wochen später in den 
Landtagswahlen in Hessen und Bayern 7,9 
bzw. 7,4 Prozent der Stimmen. Damit kam sie 
in die Parlamente der genannten Länder.

Kurz nach den Bundestagswahlen 1965 hatte 
die NPD beschlossen, das Schwergewicht ihrer 
Arbeit im folgenden Jahr auf die hessischen 
und bayerischen Landtagswahlen zu legen. 
Dem hat die Intensität ihres dortigen Wahl-
kampfes entsprochen. Die organisatorischen 
und finanziellen Aufwendungen der Partei wa-
ren beachtlich. Die Mittel wurden im wesent-
lichen durch Spenden, Eintrittsgelder, Teller-
sammlungen, Beiträge, Erlöse aus dem Verkauf 
von Silbermünzen, Zuschüsse aus satzungs-
mäßigen Einkünften der Parteizentrale und 
Überschüsse aus dem Verlag der „Deutschen 
Nachrichten" aufgebracht. Am Jahresende 
hatte die Partei aus dem Wahlkampf in Bayern 
noch Schulden von ca. 30 000 DM. Die NPD hat 
sich in ihren Wahlkämpfen der folgenden Tak-
tik bedient:

Frühzeitiger Wahlkampfbeginn

Den Wahlkämpfen gehen mehrere Versamm-
lungswellen voraus. Der Wahlkampf selbst 
wird mehrere Wochen vor den übrigen Par-
teien eröffnet.

Zentrale Planung der Vortrags- und Versamm-
lungstätigkeit

Die Redner werden zentral geschult und ein-
gesetzt (Rundschreiben der NPD vom 15. 7. 
und 7. 12. 1966). Sie sind auf Musterreden 
verpflichtet. Die Versammlungen werden ein-
heitlich geplant und selbst kleinste Orte be-
rücksichtigt.



Wahlkampipatenschaften
Die benachbarten Parteigliederungen leisten 
organisatorische, finanzielle und personelle Un-
terstützung. Sie stellen Werbe- und Verteiler-
gruppen, Redner, Propagandaschriften und 
Kraftfahrzeuge (Rundschreiben des NPD-Par-
teivorstandes vom 15.7. — Org. 9/66).

Massierte Versammlungstätigkeit

Die NPD rechnet mit der Wirkung des gespro-
chenen Wortes (Rundschreiben des Parteivor-
standes vom 5. 9. 1966). Sie steigert im Wahl-
kampf deshalb zunehmend ihre Versamm-
lungstätigkeit.

Massierte Werbung in letzter Stunde

Am Vortage der Wahl wirbt sie durch halb-
oder ganzseitige Anzeigen in der Regional-
presse sowie durch Flugblattaktionen unter 
Einsatz aller verfügbaren Kräfte der Gesamt-
partei mit dem Ziel, die Propaganda der übri-
gen Parteien zumindest in diesem Zeitpunkt 
„auszulöschen" (Rundschreiben der NPD vom 
19. 10. 1966).

10. Die Wähler der NPD

Nach den Erfahrungen der Verfassungsschutz-
ämter und der Meinungsforschungsinstitute 
ist nur ein sehr geringer Prozentsatz der 
Bevölkerung für eine offen rechtsradikale Agi-
tation empfänglich. Das hat auch die NPD er-
kannt. Sie stellt deshalb ihre Wahlwerbung 
besonders darauf ab, neue Wählerschichten zu 
erschließen. Wie die Landtagswahlen in Hes-
sen und Bayern zeigen, hat sie ihre Stimm-
gewinne vorwiegend dieser Taktik zu verdan-
ken. Mehr als drei Fünftel der NPD-Wähler 
zählten bisher nicht zu den Parteigängern der 
extremen Rechten. Für die Beurteilung künf-
tiger Entwicklungen ist entscheidend, aus wel-
chen Schichten die NPD diesen Zuwachs an 
Stimmen erhielt und welches die Motive der 
Wähler waren.

Die wenigsten Stimmen gewann die NPD in 
Gebieten mit überwiegend katholischer Bevöl-
kerung, in den industriellen Zentren und in 
Großstädten. In ländlichen Gemeinden sowie 
in Klein- und Mittelstädten erhöhte sich ihr 
Wahlergebnis besonders dann, wenn ungün-

stige wirtschaftliche Verhältnisse, Störungen 
der Wirtschaftsstruktur und Schwierigkeiten 
in der Eingliederung der Flüchtlinge und 
Vertriebenen bestanden. Stimmanteile über 
20 Prozent erhielt die NPD zum Beispiel in 
130 kleinen Landgemeinden Hessens, die fast 
ausschließlich in Landkreisen mit stark unter-
durchschnittlichem Bruttowirtschaftsprodukt 
liegen (vgl. Skizze 2). In Mittelfranken (vgl. 
Skizze 3) und einigen Orten Hessens spielten 
auch alte nationalistische Traditionen eine 
gewisse Rolle. In Teststimmkreisen Hessens 
und Bayerns zeigte sich eine erhöhte Anzie-
hungskraft der NPD auf die 45- bis 60jährigen 
sowie hohe Anteile an männlichen Wählern. 
Nach den Ergebnissen demoskopischer Unter-
suchungen überwiegt bei den Berufen der un-
selbständige, kleingewerbliche, handwerkliche 
und kaufmännische Mittelstand. Das entspricht 
der Soziologie der NPD-Mitglieder (vgl. Skizze 
lb).

Die Struktur der Wähler gibt gewisse Hin-
weise auf die Motive. Zweifellos hat die NPD 
aus Unzufriedenheit, Existenzangst und sozia-
ler Benachteiligung der genannten Berufs- und 
Bevölkerungsschichten Nutzen gezogen. An-
dere Teile der Wählerschaft haben jedoch in 
erster Linie gegen die Regierungskrise in 
Bonn protestieren und „die großen Parteien 
wachrütteln" wollen. Relativ viele NPD-Wäh-
ler dürfte ihr emotionaler Nationalismus an-
gezogen haben. Die Partei ist sich klar dar-
über, daß ihre Wähler insgesamt eine unsi-
chere Gefolgschaft darstellen.

Meinungsfragen demoskopischer Institute er-
gaben am Jahresende 1966 das folgende Bild:
Etwa 75 Prozent der NPD-Anhängerschaft le-
ben in dörflichen Verhältnissen oder in Klein-
bzw. Mittelstädten (gegenüber 67 Prozent der 
Gesamtbevölkerung). Das Interesse der Groß-
städter an der NPD ging im Laufe des Jahres 
stark zurück.
Auch nach den Landtagswahlen in Hessen und 
Bayern blieben die 40- bis 50jährigen die 
stärkste Gruppe des NPD-Anhanges. Die Sym-
pathien der Jugendlichen für die NPD nahmen 
gegen Ende des Jahres weiter ab.
Der Anteil der Frauen sank im Jahre 19® 
von 35 auf 24 Prozent. Katholiken sind wesent-
lich geringer an der Partei interessiert als Pro-
testanten. Relativ stark ist der Anteil der An-







hänger, die keiner Religionsgemeinschaft an-
gehören.
Kleinbürgerlich-bürgerliche Schichten sind 
nach wie vor das Rückgrat der NPD. Sie stel-

len etwa zwei Drittel ihres Gefolges. Vertrie-
bene und Flüchtlinge sind unter ihren Anhän-
gern nur etwas häufiger anzutreffen als in der 
Gesamtbevölkerung.

III. Sonstige rechtsextreme Bestrebungen

1. Zahl und Stärke der rechtsradikalen 
Gruppen

Das Wachstum der NPD hat den Gärungs-
und Umwandlungsprozeß im „nationalen La-
ger" beschleunigt. Im Verlaufe des Jahres 
1966 erloschen 21 rechtsextreme Vereinigun-
gen und Verlage, während nur sechs neu auf-

traten. Ihre Gesamtzahl ging damit von 113 
auf 98 zurück. Einige wenige Vereinigungen 
konnten ihren Personalbestand steigern, die 
meisten verloren Mitglieder. Nutznießer die-
ser Entwicklung war in der Regel die NPD. 
Der organisierte Rechtsradikalismus hatte Ende 
1966 etwa 36 200 Mitglieder. Einzelheiten ent-
hält die folgende Übersicht:

Der organisierte Rechtsradikalismus hat also 
seine personelle Basis im abgelaufenen Jahr 
— vorwiegend durch Mitgliedergewinne der 
NPD — um 35 Prozent erhöht. Er erreichte da-
mit fast die gleiche Stärke wie im Jahre 1960 
(vgl. Skizze 4).

2. Der organisierte Rechtsradikalismus und 
die NPD

Die zentrale Stellung der Nationaldemokraten 
zwingt die anderen rechtsradikalen Gruppen, 
sich mit dieser Partei auseinanderzusetzen. 
Dabei gehen die Tendenzen von offener oder 
verdeckter Feindschaft bis zur Bereitschaft, 
mit der NPD zusammenzuarbeiten oder als 
ihr Sprachrohr zu wirken.

Besonders ausgeprägt ist die Rivalität zwi-
schen den national-neutralistischen Gruppie-
rungen und der NPD. So hat sich die im Mai 
1965 entstandene „Aktionsgemeinschaft Un-
abhängiger Deutscher" (AUD) seit jeher als 
Sammlungspartei NPD-feindlicher Nationali-
sten verstanden. Ihre Führung wirft der NPD 
vor, sie „firmiere zwar national, verhindere 
aber in Wirklichkeit die nationale Einheit des 
deutschen Volkes " (Rundschreiben der AUD 
vom 20. 12. 1966, S. 4). Außerdem sei sie „in 
ihrem politischen Konzept so antiquiert, daß 
sie das Jahr 1933 in ihrer geschichtlichen Ent-
wicklung noch nicht einmal erreicht" habe 
(Rundschreiben der AUD Berlin vom 10. 10. 
1966). Umgekehrt wird die AUD von den 
Nationaldemokraten als rechtsradikale Sektie-





rergruppe beurteilt, deren neutralistisches Pro-
gramm sich von der kommunistischen Deutsch-
landpolitik nur wenig unterscheide. Im Ver-
lauf ihres knapp zweijährigen Bestehens zog 
die AUD nur wenige Mitglieder und Wähler 
an. Bei den Bundestagswahlen 1965 errang 
sie 0,2 Prozent der Stimmen. Im abgelaufenen 
Jahr beteiligte sie sich 
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nur in einigen Gemein-
den und Kreisen an den bayerischen Kommu-
nalwahlen. Auch hier waren ihre Stimmen 
äußerst gering. Diese Erfolglosigkeit hat bei 
einem Teil ihrer Mitglieder zur Resignation 
geführt. Andere sind zur NPD übergetreten. 
Dennoch versucht die Führung der AUD den 
Eindruck einer politisch wirksamen Gruppe 
zu erwecken. In Wahrheit ist die Partei heute 
ohne jede Resonanz. Diese Entwicklung hat 
weder die der AUD nahestehende „Ver-
einigung Deutsche Nationalversammlung" 
(VDNV) noch die zeitweilige Unterstützung 
durch das in Hamburg erscheinende national-
neutralistische Wochenblatt „Neue Politik" 
aufhalten können).

Die Masse der übrigen rechtsradikalen Grup-
pen geriet mehr oder weniger stark in den 
Sog der NPD. Teile ihrer Gefolgschaft traten 
zu dieser Partei über oder begründeten Dop-
pelmitgliedschaften. Am stärksten war der Zug 
zur NPD im „Reichsverband der Soldaten" 
(RdS), von dem jedes vierte Mitglied zur NPD 
übertrat. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei 
der „Aktion Oder-Neiße" (AKON), der 
„Deutschen Sozialen Bewegung" (DSB), dem 
„Deutschen Block" (DB), dem „Bund Heimat-
treuer Jugend" (BHJ) und der „Wiking-Ju-
gend" (WJ).

Dei meisten dieser Gruppen begrüßen die NPD 
als „notwendige Wahlpartei" des nationalen 
Lagers. Andererseits legen sie Wert auf ihre 
organisatorische Eigenständigkeit. Bei meh-
reren Gruppen wird die zunehmende Anzie-
hungskraft der NPD mit großer Sorge verfolgt. 
Der NPD wird dabei teilweise offen „Abwer-
bung" vorgeworfen. Einzelne Vereinigungen 
unterstützen die NPD ohne jeden Vorbehalt. 
Zu ihnen gehört die „Aktion Oder-Neiße" 
(AKON). Ihr Vorsitzender ist zugleich Mitglied
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und Landesredner der NPD. Die Vorstellun-
gen beider Organisationen über die Ostgren-
zen eines wiedervereinigten Deutschlands 
stimmen weitgehend überein. NPD und AKON 
bedienen sich der gleichen radikalen und res-
sentimentbeladenen Sprache. Politische Geg-
ner werden diffamiert und verächtlich gemacht, 
wobei man vor Ausdrücken wie „Landesver-
räter" nicht zurückschreckt (AKON-Informa-
tionsdienst 11/66 S. 2). Vorbehaltlose Unter-
stützung findet die NPD ferner bei dem „Deut-
schen Kulturwerk Europäischen Geistes" 
(DKEG). Sein Präsident, Herbert Böhme (frühe-
rer Mitarbeiter der obersten SA-Führung und 
Lektor im Zentralvertrag der NSDAP), be-
kennt sich zu den völkisch-nationalistischen 
Vorstellungen der NPD. Er versucht, das kul-
turpolitische Programm der Nationaldemokra-
ten zu beeinflussen. Mindestens 250 Mitglie-
der des DKEG sind bereits zur NPD gestoßen. 
Von den Pflegstättenleitern des Kulturwerks 
gehören zur Zeit etwa 40 Prozent der NPD 
an.

3. Rechtsextreme Publizistik

Die Auflagen der rechtsextremen Zeitungen, 
Zeitschriften und Informationsdienste haben 
sich 1966 beachtlich erhöht. Während zum Jah-
resbeginn 40 rechtsradikale Periodika mit 
einer Gesamtauflage von 227 000 Exemplaren 
erschienen, betrug die Gesamtauflage Ende 
1966 272 900 Stück. Die Zunahme um etwa 
20 Prozent ist im wesentlichen auf die Aufla-
gensteigerung der NPD-Wochenzeitung „Deut-
sche Nachrichten" und der „Deutsche National-
Zeitung und Soldaten-Zeitung“ (DNZSZ) zu-
rückzuführen. Auch der vierteljährlich erschei-
ende „Deutsche Studenten-Anzeiger" hat seine 
Auflage bemerkenswert von 18 000 auf 25 000 
gesteigert. Allerdings sind die Verkaufsaufla-
gen der Blätter wesentlich niedriger. Von den 
„Deutschen Nachrichten" werden (bei einer 
Gesamtauflage von 44 000) 22 000 Exemplare 
fest bezogen. Die Zahl der Abonnenten der 
DNZSZ, bei der die Druckauflage eine Höhe 
von etwa 125 000 Exemplaren erreicht, beträgt 
rund 26 300, im Zeitungshandel werden rund 
55 800 Exemplare verkauft. Der größte Teil der 
Auflage des „Deutschen Studenten-Anzeiger" 
wird kostenlos verteilt. Die Auflagen des Par-
teiorgans der „Aktionsgemeinschaft Unabhän-





giger Deutscher", Deutsche Gemeinschaft", 
und der den „Deutschen Nachrichten" nahe-
stehenden,, Deutschen Wochenzeitung" sind da-

gegen gesunken, Im einzelnen stellt sich die 
Entwicklung der nationalistischen Presse im 
Jahre 1966 wie folgt dar (vgl. auch Skizze 5):

Nach wie vor verfügt die extreme Rechte im 
Bundesgebiet über keine eigene Tageszeitung. 
Ihr stärkstes Wochenblatt ist die DNZSZ. Sie 
hatte im 4. Quartal 1966 eine Auflage von 
124 900 Stück gegenüber 103 000 Ende 1965.

4. Die „Deutsche National-Zeitung 
und Soldaten-Zeitung"

Das Blatt bevorzugt reißerische Schlagzeilen; 
denen der Inhalt der Artikel häufig nicht ent-
spricht. Von dieser Methode erhofft sich der 
Herausgeber eine erhöhte Werbewirkung. 
Überschriften wie „Sind die Deutschen Anti-
semiten? Warum werden Juden gehaßt?" 
(DNZSZ Nr. 41/66), „Die Macht der Juden in 
Deutschland. Die jüdischen Einflüsse und ihre 
Ausschaltung" (DNZSZ Nr. 42/66) sind geeig-
net, antisemitische Tendenzen zu fördern oder 
hervorzurufen. Der Herausgeber fordert die 
Wiederherstellung eines Großdeutschen Reichs 
unter Einschluß des „Memelgebiets, Danzigs 
und des Sudetenlandes" (Nr. 12/66; Nr. 
20/66; Nr. 29/66; Nr. 34/66; Nr. 46/66). Für 
die DNZSZ ist vor allem eine Verständigung 
mit dem polnischen und dem tschechischen 
Volk unerwünscht. Beide Staaten werden mit 
Ausdrücken wie „Verbrecherstaat", „Mörder-
regime", „verbrecherische Interessen" herab-
gesetzt (DNZSZ Nr. 13/66; Nr. 36/66; Nr. 
38/66; Nr. 51/66). Die Regierungserklärung 
Bundeskanzler Kiesingers über das Verhältnis 
zu Polen und der Tschechoslowakei mit dem 
Wunsch nach Aussöhnung mit beiden Völkern 
bezeichnet die DNZSZ als „geistigen, politi-
schen und nicht zuletzt moralischen Irrwitz" 

(DNZSZ Nr. 51/66). In diesem Zusammenhang 
behauptet das Blatt, die polnische Schuld sei 
„die ungleich schwerere und ungleich ältere, 
sie habe erst die deutsche Schuld ausgelöst". 
In nicht minder polemischem Ton behandelt 
die DNZSZ innenpolitische Themen. Die Bun-
desrepublik Deutschland sei ein Staat „minde-
ren Rechts", der sich von Verbündeten, Neu-
tralen und Gegnern „um die Wette erpressen" 
lasse (DNZSZ Nr. 50/66; Nr. 24/66).

Den Devisenausgleich gibt sie als „Tributlei-
stung eines Vasallenstaats" (Nr. 50/66), die 
Entwicklungshilfe als „Krebsübel" aus (Nr. 
38/66). Die Deutschen ließen sich ohnehin seit 
20 Jahren „ohrfeigen" (Nr. 26/66). Ausweg 
aus dieser Situation bietet nach Meinung des 
Herausgebers nur eine mit Atomwaffen aus-
gestattete, allein deutschem Befehl unterstellte 
Bundeswehr (Nr. 12/66). Solange diese sich 
„nicht in verteidigungsfähigem Zustande be-
findet, ist die Bundesrepublik jeder Erpres-
sung ausgeliefert" (Nr. 12 und 22/66). Völker-
rechtliche Verträge hinderten im übrigen eine 
nationale Atombewaffnung nicht. Durch der-
artige Verträge wäre die Bundesrepublik le-
diglich verpflichtet, keine Atombomben auf 
„eigenem" Territorium zu produzieren 
(DNZSZ Nr. 32/66).

Die Polemik der DNZSZ hat wiederholt zu 
scharfen Protesten in der deutschen Öffent-
lichkeit geführt. So hat sich der Deutsche Pres-
serat in einer Resolution gegen die Methoden 
der Zeitung gewandt und dem Blatt Mißbrauch 
der Pressefreiheit vorgeworfen. Gegen die 
Herausgeber wurden mehrere Strafanzeigen 
erstattet.



Für die politische Beurteilung des Herausge-
bers ist sein Verhältnis zur NPD von Inter-
esse. Dr. Frey hat die Entwicklung der NPD 
im Jahre 1966 zurückhaltend, wenn auch meist 
wohlwollend kommentiert. Er veröffentlichte 
jedoch gelegentliche Attacken gegen die Füh-
rungsspitze, insbesondere gegen die ehemali-
gen DRP-Funktionäre. Wegen der vorwiegend 
persönlichen Differenzen ist vorerst ein Zu-
sammengehen der beiden Gruppierungen nicht 
zu erwarten (vgl. DNZSZ Nr. 35/66, Rund-
schreiben der NPD vom 5. 8. 66).

5. Internationaler Faschismus

Die Aktivität internationaler Faschisten in 
der Bundesrepublik Deutschland hat sich ver-
stärkt. Im April 1966 wurde der amerikanische 
Staatsangehörige Reinhold Ruppe verhaftet, 
als er die Zentralstelle zur Verfolgung von 
NS-Verbrechen in Ludwigsburg zwecks Vor-
bereitung eines Sprengstoffanschlages fotogra-
fierte. Dem Zugriff gingen Ermittlungen und 
Observationen der Staatsschutzorgane vor-
aus, die sich über mehrere Wochen erstreck-
ten. Dem Attentat in Ludwigsburg sollten 
weitere politische Terrorakte, die der Ameri-
kaner zusammen mit dem deutschen Staats-
angehörigen Erich Lindner vorbereitete, fol-
gen. Unter anderen sollten der Frankfurter 
Generalstaatsanwalt Dr. Bauer getötet und 
eine Gedenkstätte für die Opfer des Nazismus 
in Neuengamme gesprengt werden. In der 
Wohnung Lindners wurden drei Maschinen-
pistolen, sieben Pistolen, ein Revolver, zwei 
Gewehre — alle mit entsprechender Muni-
tion —, mehrere Schalldämpfer und ein Tot-
schläger sichergestellt. Ruppe besaß fünf Pi-
stolen, einen Revolver und fünf Gewehre. Er 
und sein amerikanischer Freund Kurt Rhein-
heimer unterhielten Verbindungen zur „World 
Union of National Socialists" (WUNS) in 
Arlington, die sie mit faschistischen Propagan-
daschriften versorgte. Rheinheimer hatte seine 
Gesinnungsgenossen in feierlicher Form vor 
einer Hakenkreuzfahne dazu verpflichtet, ohne 
Rücksicht auf die eigene Person für die Idee 
des Nationalsozialismus zu kämpfen. Er 
kehrte dann nach den USA zurück. Der 3. 
Strafsenat des Bundesgerichtshofes verurteilte 
Ruppe und Lindner am 9. November 1966 
wegen Beteiligung an einer geheimen und 

verbrecherischen Vereinigung in verfassungs. 
feindlicher Absicht sowie wegen versuchten 
schweren Diebstahls zu Zuchthausstrafen von 
je zwei Jahren. In beiden Fällen wurde auf 
die Zulässigkeit der Polizeiaufsicht erkannt.

Die WUNS setzte ihre Hetzkampagne gegen 
das demokratische Deutschland fort. In der 
Bundesrepublik Deutschland wurden von ihr 
Handzettel mit Hetzparolen verteilt.

Insgesamt wurden im Laufe des Jahres 1966 
88 Flugschriften und Broschüren sowie 66 ver-
schiedene Zeitschriften von Vertretern des 
internationalen Faschismus in das Bundesge-
biet geschleust. Die Auflagen dieser Hetz-
schriften sind nicht bekannt. Der Umfang der 
in deutscher Sprache verfaßten Flugblätter und 
Broschüren nimmt zu.

Die „Deutsche Soziale Bewegung" (DSB) ist 
nach wie vor die einzige deutsche Sektion 
des internationalen Faschismus. Sie ist ohne 
Resonanz und von der Gefahr der Abwande-
rung ihrer Mitglieder zur NPD bedroht.

6. Ausschreitungen kroatischer Nationalisten

Haß zwischen den in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden etwa 23 000 Emigran-
ten serbischer und kroatischer Nationalität, 
aber auch politische Differenzen innerhalb die-
ser Emigrantengruppen führten in den vergan-
genen Jahren mehrfach zu tätlichen Ausein-
andersetzungen und ähnlichen Rechtsverstö-
ßen. Zu schweren Ausschreitungen neigen Fa-
natiker der kroatischen Emigration, die sich 
für einen selbständigen kroatischen Staat ein-
setzen. Sie führen unerlaubt Waffen, schüch-
tern politische Gegner durch Terror ein und 
erregen die Öffentlichkeit durch politische 
Mord- und Sprengstoffanschläge. Seit 1964 
sind von deutschen Gerichten allein 32 Exil-
kroaten wegen geheimbündlerischer und ter-
roristischer Tätigkeit zu Zuchthaus- und Ge-
fängnisstrafen verurteilt worden. 1966 kam es 
wiederum zu einer Reihe solcher Delikte.

Am 7. März 1966 wurden führende Funktio-
näre des „Kroatischen Demokratischen Aus-
schusses" (HDO) festgenommen, als sie bei 
ihrer Einreise aus Belgien versuchten, 40 kg 
Sprengstoff illegal in die Bundesrepublik 
Deutschland einzuführen. Sie planten Terror-



aktionen in Jugoslawien. Im August 1966 
stellte die Polizei auf der Autobahn bei Ettlin-
gen/Baden in dem Kraftwagen des Exilkroa-
ten Alois Klasnic eine selbstgefertigte Bombe 
sicher. Der Kroate gab an, er habe das jugos-
lawische Konsulat in München sprengen wol-
len. Im August und September begingen Exil-
kroaten zwei Morde und einen Mordversuch 
an politischen Gegnern. Die Ermittlungen über 
die Hintergründe dieser Straftaten sind noch 
nicht abgeschlossen. Die Taten werfen aber ein 
bezeichnendes Licht auf den politischen Fana-
tismus, der gewisse Kreise der kroatischen 
Emigration im Bundesgebiet beherrscht.

1. Südtirolterror

Auch im Jahre 1966 hörten die Mord- und 
Sprengstoffanschläge in Südtirol nicht auf. 
Die Sicherheitsorgane der Bundesrepublik 
Deutschland gingen allein Hinweisen auf eine 
Beteiligung deutscher Staatsbürger nach. Da-
bei wurde folgendes ermittelt:
Weder der „Befreiungsausschuß für Süd-
tirol" (BAS) noch die bisher erkannten sonsti-
gen Terrorgruppen haben ihren Sitz in der 
Bundesrepublik. Ihre Führer besitzen nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit.
Das „Kulturwerk für Südtirol" und einige klei-
nere im Bundesgebiet bestehende Südtirolver-
einigungen verfolgen ausschließlich kulturelle 
und soziale Zwecke im Einvernehmen mit den 
italienischen Behörden.
Vorwürfe ausländischer Presseorgane, nach 
denen deutsche Politiker und Organisationen 
die Terrorakte in Südtirol unterstützen, ha-
ben sich als falsch erwiesen. Die in diesem 
Zusammenhang genannte „Deutsche Stiftung 
für europäische Friedensfragen" hat sich bis-
her nur mit Problemen des deutschen und 
europäischen Ostens befaßt.
Der im Bundesgebiet organisierte Rechtsradi-
kalismus erklärt zwar die Terroranschläge in 
Südtirol als Teil des „Befreiungskampfes" der 
deutschen Bevölkerung. Uber diese publizisti-
sche „Schützenhilfe“ hinaus ist aber bisher 
keiner rechtsextremen Vereinigung ein akti-
ves Eingreifen nachgewiesen worden.

Lediglich einige Einzelgänger und Abenteurer 
deutscher Staatsangehörigkeit haben an Ge-

waltaktionen in Südtirol teilgenommen. Meh-
rere von ihnen hatten persönliche Verbindun-
gen zu Südtirolterroristen.
Mehrere Strafverfahren laufen. Ihr Abschluß 
wird zum Teil durch die Flucht der Beschul-
digten ins Ausland erschwert.

8. Rechtsverstöße mit nazistischem 
und antisemitischem Hintergrund

Nach einem sprunghaften Anstieg im Jahre 
1965 ist die Zahl der nazistischen und anti-
semistischen Ausschreitungen wieder zurück-
gegangen. Im abgelaufenen Jahr sind insge-
samt 449 Vorfälle bekanntgeworden (gegen-
über 521 Fällen im Jahre 1965). Dabei ist je-
der Fall berücksichtigt, der rechtsextreme oder 
antisemitische Kennzeichen aufwies, auch 
wenn er aus unpolitischen Motiven oder von 
Kindern begangen wurde. Die Vorkommnisse 
verteilen sich gleichmäßig auf das ganze Jahr 
(vgl. Skizze 6).
Tagespolitische Ereignisse, die in der Öffent-
lichkeit ein außergewöhnliches Echo fanden 
und deshalb zu Protesthandlungen hätten an-
regen können, hatten im Gegensatz zum Vor-
jahre keinen Einfluß. Um so bemerkenswerter 
ist es, daß sich immer noch mehr als doppelt 
so viele Ausschreitungen wie im Durchschnitt 
der Jahre 1962—1964 ereigneten. Dieselben 
Gründe, die zu den Erfolgen der NPD bei-
trugen, wie allgemeine Unmuts- und Unsicher-
heitsgefühle und eine verstärkte Aufnahmebe-
reitschaft für nationalistische Ideen, haben 
offenbar rechtsextreme Einzelgänger zur Be-
tätigung gereizt.
Mehr als die Hälfte der Ausschreitungen er-
eignete sich in Nordrhein-Westfalen und Ber-
lin. Es folgen Bayern und Hessen. Auf die 
übrigen Bundesländer entfallen zusammen 
nur 20 Prozent der Fälle.

9. Das äußere Tatbild

a) Politisch motivierte Brandstiftungen

In Kassel brach ein 20jähriger technischer 
Zeichner in der Nacht zum 4. März in die 
Synagoge ein und schmierte auf Fußboden, 
Wände, Türen und Bänke etwa 30 Haken-
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kreuze. Auf eine im Unterrichtsraum stehende 
Tafel schrieb er „Wir wollen Hitler". Im Kult-
raum riß er den Vorhang vom Thoraschrein 
und brach Kerzen aus den Leuchtern. In der 
Nacht zum 6. März verübte er einen zweiten 
Anschlag auf dieselbe Synagoge. Er schlug die 
Fensterscheiben von vier Räumen des Erdge-
schosses ein und legte Feuer, das die Innen-
einrichtung dieser Räume zum großen Teil 
zerstörte. Der Täter hatte bereits im Septem-
ber 1965 während des Bundestagswahlkampfes 
durch mehrere Brandstiftungen, telefonische 
Drohungen und Hakenkreuzschmierereien in 
Kassel Unruhe gestiftet.

Eine ähnliche Untat richtete sich am 9. Juli 
gegen das jüdische Gemeindehaus in Berlin. 
Kurz nach dem Ende des Gottesdienstes in der 
nahegelegenen Synagoge warf ein noch un-
bekannter Täter Sprengkörper gegen die Ein-
gangstür des Hauses und setzte sie in Brand. 
Es entstand beträchtlicher Sachschaden.

b) Schändungen jüdischer Friedhöfe

Im Berichtszeitraum wurden 29 Friedhofs-
schändungen bekannt. Diese Fälle erwecken 
auf den ersten Blick durchweg den Eindruck 
bösartiger antisemitischer Gewalttaten. 15 von 
ihnen wurden aber als Taten von Kindern und 
Jugendlichen aufgeklärt, die aus anderen als 
politischen oder antisemitischen Beweggrün-
den gehandelt hatten. Die restlichen 14 Fälle 
wiegen indes schwerer. So haben unbekannte 
Täter in der Nacht zum 12. Mai 1966 auf dem 
jüdischen Friedhof in Dortmund 32 Grabsteine 
und eine Ehrentafel umgestürzt und mit wei-
ßem Pulver ein metergroßes Hakenkreuz auf 
den Hauptweg gestreut. Im August wurden in 
Leverkusen die Gedenksteine von neun jüdi-
schen Gräbern umgeworfen und zum Teil mit 
Hakenkreuzen beschmiert. Beträchtliches Auf-
sehen erregten auch die Ende Februar ent-
deckten Zerstörungen auf dem Israelitischen 
Friedhof in Haigerloch sowie die Schändung 
des jüdischen Friedhofs in Mannheim, wo 
etwa 100 schwere Grabsteine aus ihren Veran-
kerungen gerissen und umgeworfen wurden. 
In diesen und einigen ähnlich gelagerten Fäl-
len läßt das Ausmaß der Zerstörungen auf 
gezielte antisemitische Aktionen schließen.
Relativ häufig wurden Verwüstungen auch auf 
christlichen Friedhöfen festgestellt. Genaue 
Zahlen für das Jahr 1966 liegen noch nicht 

vor. Im Durchschnitt der Jahre 1948—1965 
richteten sich 38 Prozent aller Friedhofsschän-
dungen gegen jüdische Friedhöfe.

c) Bedrohung und Beleidigung 
jüdischer Mitbürger und politischer Gegner

Erfaßt wurden 99 Vorfälle.
Anonyme Droh- und Schmähbriefe und tele-
fonische Belästigungen richteten sich mehrfach 
gegen die Israelische Botschaft in Köln, den 
Zentralrat der Juden in Deutschland, die 
Deutsch-Israelische Gesellschaft in Berlin, 
mehrere jüdische Gemeinden sowie gegen 
einzelne Bürger. Eine jüdische Familie in Ah-
len/Westfalen wurde im September wieder-
holt durch telefonische Anrufe beleidigt und 
bedroht. Als Täter wurde ein Polizeihaupt-
wachtmeister ermittelt, der jetzt einem ge-
richtlichen Verfahren entgegensieht. Eine 
Witwe aus dem Kreis Arnsberg, die in einem 
Konzentrationslager inhaftiert war, fand im 
Juli in ihrem Geschäftslokal ein Pappschild 
mit groben rassistischen Schmähungen. Viel-
fach werden die Empfänger von Drohbriefen 
aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland 
zu verlassen und nach Israel auszuwandern. 
In anderen Fällen nahmen die Schmähungen 
auf die Gaskammern und Vernichtungslager 
Bezug. Richter und Staatsanwälte, die an Pro-
zessen gegen NS-Verbrecher beteiligt waren, 
sowie Polizeidienststellen und Zeitungsredak-
tionen erhielten anonyme Schreiben mit Dro-
hungen im Stil des Nationalsozialismus. Re-
lativ häufig sind nach wie vor antisemitische 
Beleidigungen jüdischer Mitbürger aus Anlaß 
persönlicher Streitigkeiten oder unter Alko-
holeinfluß (53 Fälle). Derartige Delikte werden 
von den Gerichten empfindlich geahndet. So 
hat das Amtsgericht Hannover einen mehr-
fach vorbestraften Angeklagten wegen anti-
semitischer Beleidigung und Volksverhetzung 
zu einer Gefängnisstrafe von acht Monaten 
verurteilt.

d) Flugschriften und Plakataktionen

In 30 Fällen haben unbelehrbare Antisemiten 
und Nationalsozialisten Hetzschriften verbrei-
tet. Diese meist sehr primitiven Pamphlete 
wurden mit der Post an Ministerien und Be-
hörden gesandt oder in Hausbriefkästen ein-
geworfen. In Köln und Düsseldorf verstreuten 



unbekannte Täter auf Straßen und Plätzen 
Flugzettel einer angeblichen US-Untergrund-
organisation. Darin wurden die Juden auf-
gefordert, Europa zu verlassen. In Frankfurt 
tauchten Flugblätter einer fingierten „Deut-
schen Widerstandsbewegung gegen nationale 
Unterdrückung und antideutsche Umtriebe" 
mit antisemitischer Hetze auf. Sie enthielten 
beleidigende Äußerungen gegen mehrere Per-
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Einem 
evangelischen Pfarrer ging eine Hetzschrift 
zu, in der das Christentum als „jüdische Pro-
pagandalehre“ bezeichnet wurde.
Da die Flugschriften in der Regel anonym ver-
breitet werden, sind die Ermittlungen lang-
wierig. Drei der bisher identifizierten Pam-
phletisten sind wegen krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit unzurechnungsfähig.

e) Schmieraktionen
Diese Delikte bilden mit 228 Fällen die stärk-
ste Gruppe (vgl. Skizze 7). Unpolitischer Un-
fug von Kindern und Jugendlichen überwiegt. 
Unter den restlichen Fällen sind die Sudeleien 
an Gotteshäusern und Friedhöfen hervorzuhe-
ben. In der Nacht zum 31. Januar malten un-
bekannte Täter mit Teerfarbe ein großes Ha-
kenkreuz an den Eingang der Synagoge in 
Augsburg. Im Juli wurden an eine Kapelle in 
Nenkersdorf, Krs. Siegen, ein Hakenkreuz und 
die Worte „Es lebe Adolf Hitler", im Januar 

an das Portal der evangelischen Kirche in 
Meinsheim die Parole „Juden raus" ge-
schmiert. Auch in Rinteln, Bürstadt und Neres-
heim wurden Kirchen mit Hakenkreuzen be-
sudelt. Ähnliche Taten ereigneten sich auf 
christlichen Friedhöfen in Mainz, Kassel und 
Aachen.
Im Oktober verurteilte das Jugendschöffenge-
richt in Bad Hersfeld vier Täter im Alter von 
19 und 20 Jahren, die durch das Schmieren 
von Hakenkreuzen und gewerkschaftsfeind-
lichen Parolen „das Volk aufrütteln" wollten, 
zu Jugendstrafen von je sieben Monaten.

i) Sonstige Störaktionen
Unter den 57 einschlägigen Vorfällen gab es 
neben reinen Unfugtaten wie dem Absingen 
von NS-Liedern auch zahlreiche politisch mo-
tivierte Fälle. Relativ häufig wurden anti-
semitische Ansichten in Gaststätten unter Al-
koholeinfluß vertreten.

10. Täter- und Motivanalyse

Die Strafverfolgungsbehörden haben bisher 
163 der 449 Straftaten aufgeklärt und 224 
Täter ermittelt. Von ihnen sind 129 jünger als 
30 Jahre. Die Altersgliederung weicht nur 
durch einen bemerkenswert hohen Anteil an 
Kindern vom Durchschnitt der Vorjahre ab:

Die Täter sind zum überwiegenden Teil Ar-
beiter, unselbständige Handwerker und Büro-
angestellte. Im Gegensatz zu den Vorjahren 
befinden sich unter ihnen jedoch auch mehrere 
Angehörige selbständiger und akademischer

Berufe sowie vier Studenten. 14 Täter sind 
Ausländer.

Die Anlayse der Tatmotive führt zu folgenden 
Ergebnissen:





30 Personen handelten aus nazistischer Ge-
sinnung oder als unbelehrbare Antisemiten. 
Sieben von ihnen waren Mitglieder rechts-
extremer Parteien und Vereinigungen.

57 Personen begingen die Taten im Affekt 
oder unter Alkoholeinfluß. Dabei haben tief-
verwurzelte politische Ressentiments mitge-
wirkt. Mehrere dieser Täter sind wegen kri-
mineller Verfehlungen vorbestraft.

71 Täter begingen vorwiegend unpolitisch 
motivierte Unfughandlungen. Die Übergänge 
zur Gruppe der politischen Affekt- und 

Rauschtäter sind indes fließend. Es ist daher 
nicht auszuschließen, daß auch bei dieser 
Gruppe rechtsextreme Vorstellungen mit im 
Spiel sind.

53 Täter waren Kinder. Sie verübten Fried-
hofsschändungen oder Hakenkreuzschmiere-
reien, nicht selten zu mehreren gemeinsam.

13 Täter waren infolge krankhafter Störung 
der Geistestätigkeit unzurechnungsfähig.

Aufschluß über die Zahl der in früheren Jahren 
ermittelten Täter und ihre Motive gibt die 
folgende Statistik:

IV. Strafverfolgung und behördliche Maßnahmen

Im vergangenen Jahre wurden 72 Personen 
•— darunter vier Frauen — wegen Straftaten 
mit rechtsextremem oder antisemitischem Hin-
tergrund verurteilt. 60 dieser Urteile sind 
rechtskräftig. In 21 weiteren Fällen wurde An-
klage erhoben. Seit 1960 ergingen insgesamt 
806 einschlägige Urteile. Die jährlichen Er-
gebnisse der Strafverfolgung sind in Skizze 8 
dargestellt. Die Graphik gibt zugleich Auf-
schluß über die Straftatbestände. In dem ge-
nannten Zeitraum wurden verhängt:

18 Zuchthausstrafen, davon 16 gegen Aus-
länder,

29 Gefängnis- und Jugendstrafen von einem 
bis zu fünf Jahren, davon 11 gegen Ausländer,

62 Gefängnis- und Jugendstrafen zwischen 
sechs Monaten und einem Jahr, davon fünf 
gegen Ausländer,

295 Gefängnisstrafen unter sechs Monaten, 
davon sieben gegen Ausländer,

283 Geld- bzw. Haftstrafen (die neben Ge-
fängnis verhängten Geldstrafen sind in die-
ser Statistik nicht erfaßt),
117 Maßregeln und Zuditmittel nach dem Ju-
gendgerichtsgesetz,
2 Unterbringungen in Heil- oder Pflegeanstal-
ten. (Als Nebenfolge ihrer Verurteilung wur-
den drei Täter in Trinkerheilanstalten einge-
wiesen.)
Sechs der im letzten Jahre Verurteilten wa-
ren Mitglieder rechtsextremer Parteien oder 
Vereinigungen. Damit erhöht sich die Zahl 
der seit 1960 abgeurteilten Täter aus rechts-
radikalen Organisationen auf insgesamt 104. 
Das sind 13 Prozent der in diesem Zeitraum 
wegen der genannten Delikte bestraften Per-
sonen.





Durch Urteile des 3. Strafsenats des Bundes-
gerichtshofes vom 24. März bzw. 22 Juni 1966 
wurden die nazistischen Bücher „Irrlichter" von 
Gerhard Fischer und „Standartenoberjunker 
Normann" von Werner Nixdorf eingezogen. 
Die Strafverfolgungsbehörden beschlagnahm-
ten außerdem zahlreiche Druckschriften des 
internationalen Faschismus, die „Adolf Hit-
ler"-Erinnerungen des NS-Kulturfunktionärs 
Dr. Hans Ziegler, ein Buch des Südtirolterro-
risten Dr. Norbert Burger („Südtirol -— wo-
hin?", Druffel-Verlag) sowie Schallplatten mit 
nationalsozialistischen Liedern, Reden und 
Verlautbarungen.

Im Frühjahr 1966 ergingen zwei Verbote 
rechtsextremer Vereinigungen. Der Minister-
präsident des Landes Rheinland-Pfalz löste die 
Ortsgruppe des soldatischen Traditionsver-
bandes „Stahlhelm e. V. — Bund der Front-
soldaten“ in Bad Bergzabern wegen verfas-
sungsfeindlicher Tendenzen auf. Kurz darauf 
verfügte der Niedersächsische Minister des 

Innern die Auflösung einer im Kreis Uelzen 
entstandenen „Vereinigung der ehemaligen 
SS-Division Nordland", weil sie sich durch 
Pflege der SS-Tradition gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung und den Gedanken der Völ-
kerverständigung richtete. Beide Entscheidun-
gen sind rechtskräftig. Das Bundesverwal-
tungsgericht wies am 15. Juli 1966 die Be-
schwerde des „Bundes Vaterländischer Ju-
gend" (BVJ) gegen die Nichtzulassung der Re-
vision gegen das Urteil des Hamburger Ober-
verwaltungsgerichts vom 25. August 1965 
zurück. Damit ist auch die Auflösung dieser 
verfassungsfeindlichen Jugendgruppe rechts-
kräftig geworden.
Die Grenzüberwachungslisten der Bundesre-
publik Deutschland enthalten 39 Namen aus-
ländischer Faschisten, gegen die Einreisever-
bote verfügt oder sonstige Überwachungs-
maßnahmen angeordnet wurden. Grenz- und 
Aufenthaltssperren bestehen u. a. gegen meh-
rere ausländische Südtirol-Terroristen und 
ihre Hintermänner.

V. Geistige Auseinandersetzung und politische Bildung

Das Auftreten der NPD hat in der demokra-
tischen Öffentlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland scharfe Proteste ausgelöst. Auf-
rufe von Einzelpersönlichkeiten, Entschließun-
gen demokratischer Verbände und der Ge-
werkschaften gegen den Rechtsradikalismus 
und für eine aktive Verteidigung der Demo-
kratie fanden ein breites Echo in der Bevöl-
kerung. Bereits im Juni demonstrierten rund 
20 000 Menschen in Karlsruhe gegen den Par-
teitag der NPD. Es wurden 100 000 Exemplare 
eines Flugblattes „Warnung vor der NPD" 
verteilt, das von 25 Persönlichkeiten des öf-
fentlichen Lebens unterzeichnet war. In den 
Versammlungen der Partei traten in zuneh-
mendem Maße politische Gegner als Diskus-
sionsredner auf.
Öffentliche Kundgebungen in Hamburg, Tü-
bingen und München, Schweige- und Protest-
märsche in Köln, Erlangen Weingarten, Darm-
stadt und Nürnberg mit jeweils Tausenden 
von Teilnehmern — insbesondere aus Kreisen 
der akademischen Jugend — demonstrierten 
den gemeinsamen Willen, allen chauvinisti-

schen und neofaschistischen Entwicklungen 
von Anfang an entgegenzutreten.
Das Anwachen der NPD hat der bisherigen 
Auseinandersetzung mit dem Rechtsradika-
lismus in der Bundesrepublik neue Akzente 
verliehen. Regierungen und Parlamente des 
Bundes und der Länder bekundeten wiederholt 
ihre Entschlossenheit, jede Möglichkeit des 
geltenden Rechts zur Abwehr rechtsradikaler 
Tendenzen zu nutzen. Die Bundeszentrale und 
die Landeszentralen für politische Bildung, 
Universitäten, Volkshochschulen, politische 
Arbeitskreise, Kirchen und Jugendorganisatio-
nen haben durch Seminare, Vorträge und 
Schriften aufgeklärt. Presse, Funk und Fern-
sehen sowie Parteien und Gewerkschaften 
haben die öffentliche politische Bildungsarbeit 
wirksam unterstützt. Beschlüsse mehrerer Ge-
werkschaften richteten sich gegen Gefahren von 
rechts. Das Deutsche Industrieinstitut warnte 
die deutsche Wirtschaft vor einer Unterstüt-
zung der Rechtsextremisten, In einzelnen Bun-
desländern einigten sich Vertreter verschiede-







ner politischer Richtungen im Kampf gegen 
jede Form des Totalitarismus, der Volksverhet-
zung und des Rassenwahns. Private Verlage 
veröffentlichten eine Reihe kritischer Darstel-
lungen über den Nährboden und die Argumen-

tation des Rechtsradikalismus. Die geistige 
Auseinandersetzung mit dem Gefühlsnationa-
lismus und der oberflächlichen Agitation der 
extremen Rechten tritt neben die Maßnahmen 
der staatlichen Exekutive.

VI. Schlußbemerkung

I. Die NPD ist zum Zentrum des gesamten 
Rechtsradikalismus geworden. Mehr als zwei 
Drittel aller rechtsextremen organisierten Bun-
desbürger gehören ihr heute als Mitglied an. 
Ihr Auftreten nach außen wird wesentlich von 
taktischen Erwägungen bestimmt. Um Wähler 
und neue Mitglieder zu gewinnen, ist sie in 
der Öffentlichkeit zurückhaltend. In Wahrheit 
hält die Partei jedoch an ihren rechtsextremen 
Zielen fest. Die Staatsschutzorgane werden 
die NPD auch künftig mit Vorrang beobachten. 
Hierzu besteht mit Rücksicht auf ihre ideolo-
gischen Verlautbarungen und wegen der Kon-
zentration überzeugter Rechtsextremisten in 
den Führungsgremien besondere Veranlas-
sung. Auch die zu Randerscheinungen abge-
sunkenen übrigen Gruppen und Grüppchen 
des nationalen Lagers bedürfen der weiteren 
Überwachung, da sie noch immer Nährboden 
des Rassenhasses und antidemokratischer Ten-
denzen sind.

2. Eine weitere Quelle extrem-nationalisti-
scher Vorstellungen fließt aus rechtsradikaler 

Publizistik und Presse, die steigende Aufla-
gen haben. Wenn auch ihre Resonanz im Ver-
gleich mit den Millionenauflagen der demo-
kratischen Publikationsorgane relativ gering 
ist, so bildet sie doch eine ernst zu nehmende 
Gefahr für die politische Willensbildung eines 
Teiles der Bevölkerung. Zahlreiche antisemi-
tisch und nazistisch motivierte Straftaten ge-
hen auf den unheilvollen Einfluß rechtsradika-
ler Druckerzeugnisse zurück. Die Möglichkei-
ten staatlicher Gegenmaßnahmen sind auf die-
sem Gebiet begrenzt. Um so mehr gilt es, 
der rechtsextremen Pressepolemik sachlich 
fundierte Informationen entgegenzusetzen. 
Darüber hinaus muß es Aufgabe einer brei-
ten politischen Bildungsarbeit sein, die demo-
kratischen Abwehrkräfte zu stärken. Die not-
wendige politische Aufklärungsarbeit muß sich 
mehr als bisher auch an die junge Generation 
wenden. Es wird darauf ankommen, die Natio-
nalisten der äußersten Rechten als ideologische 
Restbestände einer verhängsnisvollen Ver-
gangenheit und ihre Agitation als Demagogie 
zu entlarven.
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